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KOMMENTAR

Trotzreaktion
Lucien Montebrusco

Ein Abgeordneter hat sich be-
reits mit Haut und Haar in die
parlamentarische Arbeit ge-
stürzt. Xavier Bettel, einer der
zehn DP-Aufrechten in der Ab-
geordnetenkammer, hat übers
Wochenende gleich dutzendwei-
se parlamentarische Anfragen
verfasst. Verfasst ist vielleicht zu
viel gesagt. Denn Bettel griff le-
diglich die Fragen auf, die ein
gewisser Mars di Bartolomeo,
bis vor zwei Wochen LSAP-Ab-
geordneter, an den Gesundheits-
minister gerichtet hatte, bis vor
zwei Wochen Carlo Wagner
(DP).
Wäre da nicht der brillante Ein-
stand des neualten liberalen Op-
positionsleaders Henri Grethen
am vergangenen Donnerstag im
Parlament gewesen, man würde
den Bettel'schen Papierberg
glatt als Trotzreaktion eines ver-
wöhnten Kinds werten, dem das
Lieblingsspielzeug entwendet
wurde. Nur dass in diesem Fall
die DP das Kind und das Spiel-
zeug die Regierungsmacht ist. 

ZITATE

„Sowohl bei der ersten Le-
sung wie auch bei der entschei-
denden Abstimmung des Parla-
ments am Donnerstag de-
monstrierten tausende ent-
täuschte und aufgebrachte
Bürger in den Straßen Mos-
kaus.(...) Bestehende offizielle
Statistiken besagen, dass im
heutigen kapitalistischen Russ-
land rund 30 Millionen Men-
schen unter oder nur knapp
über der Armutsgrenze
leben.(...)Überleben konnten
diese in den letzten Jahren – ob
in Großstädten oder in der Pro-
vinz – lediglich dank der soge-
nannten Privilegien aus So-
wjetzeiten.(...) Diese Vergünsti-
gungen, die Millionen halfen,
sich mehr schlecht als recht
über Wasser zu halten, sind
nun gestrichen worden. (...)
Dass Demonstrantinnen auf ei-
nem Spruchband Parallelen
mit der Belagerung während
des Zweiten Weltkriegs zogen –
'Als wir Kinder waren, brach-
ten uns die Nazis um, heute tut
dies unsere Regierung' – zeigt,
wie verzweifelt und hoffnungs-
los die Situation großer Teile
der russischen Bevölkerung ist,
in die sie der Kapitalismus und
deren Handlanger Jelzin und
Putin gedrängt haben.“ 

(„Zeitung“, 6.8. 2004)

„Wer jetzt (völlig zu recht)
seinen Blick auf die Randpro-
vinz Darfur lenkt und tief grei-
fende Reformen bis hin zur Ab-
lösung der islamistischen Mili-
tärdiktatur und der Einrich-
tung autonomer Regionen for-
dert, kommt nicht umhin, sei-
nen Blick auf das ganze Land
zu weiten. Immer noch ist die
Situation in den Regionen
Bahr El-Ghazal und Oberer
Nil im Süden und in der Regi-
on der Nuba-Berge im Norden
trotz brüchiger Friedensabkom-
men desolat. Immer noch sind
die christlichen Dinka Überfäl-
len und Angriffen ausgelie-
fert ...(... Immer noch ist das
Land – unter Clinton ein
Schurkenstaat – Synonym für
Bürgerkrieg, Naturkatastro-
phen, Hungersnöte und schwe-
re Menschenrechtsverletzungen
bis hin zur Sklaverei.“

(„LW“  9.8.2004)

Standpunkt

Der neuen Regierung zum Geleit
Nach fünf Jahren Oppositions-

arbeit steht die LSAP aufgrund
der Wahlen vom 13. Juni 2004
wieder in Regierungsverantwor-
tung.

Musste sich ihre Rolle als Op-
positionspartei logischerweise
darauf beschränken, zu fragen,
interpellieren, kritisieren oder
vorzuschlagen, wird sie jetzt han-
deln können, ja müssen. Nicht
bloßes Verwalten ist angesagt,
sondern gestalterisches Wirken
ist gefragt.

Die Regierungserklärung der
neuen Koalition war denn auch
ein globales Bekenntnis zur Re-
form. Dies ist de facto auch eine
deutliche Kritik an der alten
CSV-DP-Koalition, die offen-
sichtlich keinen wirklichen Re-
formwillen zeigte und den erfor-
derlichen Mentalitätswechsel
nicht herbeiführen wollte oder
konnte. Die politischen Zielset-
zungen der neuen Parlaments-
mehrheit sind weit ambitiöser als
die der Vorgängerin. Während
bisher wichtige Entscheidungen
aufgeschoben wurden, soll in Zu-
kunft Mut zu notwendigen, nach-
haltig ausgerichteten Weichen-
stellungen aufgebracht werden.
Es darf nicht bei dieser lobens-
werten Absichtserklärung blei-
ben.

Das ausgehandelte Koalitions-
abkommen trägt die Handschrift
beider Koalitionsparteien. In vie-
len Punkten gab es bei den Partei-
programmen Überschneidungen
und Komplementarität. In den

Bereichen, wo es Widersprüchli-
ches gab, wurde meist nach ehrli-
chen Kompromissen gesucht,
wie z.B. in gesellschaftspoliti-
schen Themen. 

In quasi sämtlichen kontrover-
sen Fragen wird es nicht beim
Status quo bleiben: bei den ehe-
ähnlichen Partnerschaften, dem
konfessionell neutralen Wertun-
terricht in den Schulen, dem kos-
tenlosen Zugang zu Verhütungs-
mitteln, der politischen Bildung
in den Schulen oder auch der
Sterbehilfe. In all diese Akten
wird Bewegung kommen. Das
Gleiche gilt für das Familienrecht
und den Opferschutz. Umstritte-
ne Gesetzesvorhaben der alten
Koalition werden zurückgezogen
(Lex Greenpeace) oder zurück-
gestellt (Anonyme Zeugenaussa-
ge).

Andere Gesetzesvorschläge der
Vergangenheit sollen punktuell
nachgebessert werden, wie z.B.
die Mietgesetzreform. In einigen
wenigen Punkten musste die
Nichteinigung festgestellt wer-
den. Aufgrund des vom Wähler
festgelegten Kräfteverhältnisses
war ein Weiterkommen unmög-
lich.

Die politischen Gegner der
LSAP kritisierten, noch ehe die
Koalitionsverhandlungen über-
haupt im Gange waren, das ver-
meintlich schwache Ergebnis für
diese Partei. Die LSAP mit ihren
immerhin 14 Abgeordnetenman-
daten wird als Junior- oder Mini-
partner der CSV verhöhnt. Will

man tatsächlich glaubhaft ma-
chen, die Grünen mit ihren 7
Sitzen oder die DP mit ihren 10
Sitzen hätten der CSV zusätzli-
che Konzessionen abgetrotzt?
Eher das Gegenteil wäre der Fall
gewesen. 

Besonders der DP täte etwas
mehr Bescheidenheit sicherlich
gut: Ihr peinliches Buhlen um die
Gnade einer weiteren Regie-
rungsbeteiligung, trotz einer dra-
matischen Wahlschlappe, ist
noch in reger Erinnerung.

Inhaltlich hält die (noch) größ-
te Oppositionspartei in den Ko-
alitionsdebatten keine Antwort
auf das Regierungsprogramm be-
reit. Der lapidare Hinweis, die
DP wolle ihr Wahlprogramm um-
setzen, lässt aufhorchen. Immer-
hin hat dieses Programm den Li-
beralen ihr schlechtestes Ergeb-
nis seit 40 Jahren beschert und
einen Stimmeneinbruch von
sechs Prozent.

Die CSV muss ihr unbestreitbar
hervorragendes Wahlergebnis
erst noch verdauen. Der überaus
deutlich ausgefallene Erfolg der
Juncker-Partei sorgt für Aufre-
gung und steigt leicht zu Kopfe.
Hochmut kommt bekanntlich
vor dem Fall: Die CSV braucht,
nicht nur arithmetisch, sondern
vor allem auch inhaltlich, einen
starken Koalitionspartner. In der
Koalition muss – trotz Konkur-
renzdenkens – ein Höchstmaß an
gegenseitigem Vertrauen und ge-
meinsamen politischen Willen
vorherrschen. Dies ist keine Fra-

ge der Proportionalität zwischen
Parteien oder Fraktionen. Der
Regierungsformateur ist sich des-
sen bewusst, seine Partei noch
nicht ganz.

Sollte sich die CSV jetzt allein
darauf fixieren, um jeden Preis
ihre zahlenmäßige Überlegenheit
zur Schau zu stellen und die
LSAP von der ständigen Vorstel-
lung eines bevorstehenden Deba-
kels à la DP heimgesucht werden,
wäre es schlecht um diese Regie-
rungsmehrheit bestellt: kräfte-
zehrende, lähmende Scharmüt-
zel innerhalb der Koalition wä-
ren die Folge.

Nur wenn die neue CSV-LSAP
Koalition als geeintes Bündnis
zweier selbstständiger, selbstbe-
wusster Partner an ihre riesigen
Aufgaben herangeht, wird sie
manches bewegen und verän-
dern können.

Die LSAP ist bereit, ihren Bei-
trag zum Erfolg des Projekts „zu-
kunftsfähiges Luxemburg“ zu
leisten. Der Erfolg der neuen
Mehrheit wird aber im Endeffekt
auch davon abhängen, inwieweit
es gelingt, über die parlamentari-
sche Bühne hinaus, breite Teile
der Gesellschaft von der Richtig-
keit ihrer Reformpolitik zu über-
zeugen, ja zum Mitmachen zu
animieren.

Es bleibt noch viel zu tun, jetzt
heißt es zupacken.

Alex Bodry*

�   * Abgeordneter, Geschäftsfüh-
render Vorsitzender der LSAP

„etika“/BCEE

260.000 Euro für Mikrokredite
Serge Kennerknecht

„etika – Initiativ fir alternativ
Finanzéierung“ und die
„Banque et Caisse d'Epargne de
l'Etat, Luxembourg“ haben
einen Kredit von 260.000 Euro
für das Programm Luxmint
zugesagt. Das Geld ist für die
Unterstützung von
Mikorkrediten gedacht, mit
denen kleine Unternehmer in
Entwicklungsländern gefördert
werden.

Luxmint – „Luxembourg Micro-
banking Intermediary Sche-

me“ ist ein Fonds der Nicht-Re-
gierungs-Organisation „Appui
pour le développement autono-
me“ – ADA.

Nachdem ADA seit 1994 mit
Erfolg lokale Institute für Mikro-
finanzierung in Afrika und in
Südamerika unterstützt hatte,
steuerte der Luxemburger Staat
im Jahre 1999 793.000 Euro bei,
um das neue Luxmint-Programm
von ADA ins Rollen zu bringen.

Ausgangspunkt hierfür war die
Tatsache, dass es in vielen armen
Regionen der Welt zumeist nur
sehr niedriger Kredite bedarf, da-
mit jemand, der ein Handwerk
ausüben kann oder über eine gute
Geschäftsidee verfügt, sich auch
tatsächlich selbstständig machen
kann. Immer mehr Leute in sol-
chen Gegenden wollen ihr eige-
nes kleines Unternehmen grün-
den, doch zumeist fehlt es am
Startkapital. Und selbst wenn
dieses zur Verfügung steht, bleibt
das neu begonnene Unterneh-
men zahlreichen Risiken, klima-
tischer, sanitärer oder sozialer
Natur, ausgesetzt. Dies bedingt
Schwankungen beim Einkom-
men und beim Firmenaufbau.
Aus diesem Grunde kommt jenen
Instituten, die so genannte Mik-

rokredite gewähren, eine sehr
große Bedeutung zu. Sie erteilen
nicht nur die Startkredite, die
zwischen 200 und 1.500 Euro
schwanken, sondern bilden auch
in schwierigen Zeiten eine Kon-
stante, die ihren Kunden, die zu-
meist aus den Bereichen Handel,
Handwerk oder Landwirtschaft
kommen, eine zusätzliche Fi-
nanzsicherheit bietet.

Und zur Stärkung solcher Mik-
rokredit-Institute ist das ADA-
Programm Luxmint gedacht, das
sich heute durch Spenden, dem
Mobilisieren von kommerziellen
Finanzreserven und von selbst

erwirtschafteten Erträgen selber
trägt. Dreizehn Mikrokredit-In-
stitutionen in Südamerika und in
Afrika werden derzeit unter-
stützt, nachdem im Detail ihre
soziale Mission im Kampf gegen
die Armut, ihr Unternehmergeist,
die Qualität ihrer Dienste und
natürlich ihre Finanzkapazität
geprüft worden sind.

Kampf der Armut

Wie wichtig das Instrument
Mikrokredit ist, zeigt das Beispiel
von Fernando Intriogo Rezabala

aus Santa Cruz in Bolivien. Vater
von vier Kindern, konnte sich
Fernando trotz einer abgeschlos-
senen Schneiderlehre erst selbst-
ständig machen, nachdem ihm
die FIE, ein bolivianisches Mik-
rokredit-Institut, einen ersten
Kredit gewährt hatte, der es ihm
erlaubte, sich Maschinen und
Stoffe zu kaufen. Nachdem die
Geschäfte angelaufen waren und
Fernando seinen ersten Kredit
wie abgemacht zurückgezahlt
hatte, wurde ihm anschließend
ein zweiter, höherer Kredit zuge-
standen.

Beispiele wie das von Fernando
Intriogo Rezabal gibt es viele.

Es ist bereits das zweite Mal,
das „etika“ und die BCEE das
Luxmint-Programm unterstüt-
zen. Im Jahre 2002 wurde ein
Kredit von 124.000 Euro ge-
währt.

Seit 1997 nämlich haben „eti-
ka“ und BCEE den Mechanismus
„Sparen und Alternativkredit“
geschaffen, mit dem Aktivitäten,
die einen sozialen, einen kultu-
rellen oder einen Mehrwert im
Umweltbereich bewirken, unter-
stützt werden können.

Den Beziehern von diesen so
genannten Alternativkrediten,
die von „etika“ nach ethischen
und von der BCEE nach wirt-
schaftlichen Kriterien ausgesucht
werden, wie z.B. den Mikrokre-
dit-Instituten, kann nämlich ein
Vorzugszinssatz geboten wer-
den.

Dies ist möglich, weil im Rah-
men von „Sparen und Alternativ-
kredit“, die rund 480 Sparer mit
über 10 Millionen Euro, die zur-
zeit mitmachen, auf 0,25% der
ihnen zustehenden Erträge ver-
zichten, was der BCEE dann den
gleichen Spielraum bei der Ver-
gabe von Alternativ-Krediten er-
möglicht.

Fernando Intriogo Rezabal in seinem eigenen Schneideratelier


